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Sebastian Weber

So etwas bekommt nicht jeder:
einen persönlichen Termin bei
einer Schweizer Bundesrätin. So
wie ihn zehn Schülerinnen und
Schüler aus Ochlenberg heute
Vormittag erlebt haben. Beglei-
tet von zwei Lehrpersonen,
konnten sie Umweltministerin
Simonetta Sommaruga in deren
Büro an der Kochergasse in Bern
das neu erschienene Kinderbuch
«Du bist nicht allein, kleiner
Aletschfloh» überreichen. Mit
dabei waren auch der Langen-
thaler Publizist Beat Hugi und
die Berner Illustratorin Karin
Widmer, die beiden Verfasser
des 52-seitigenWerks.

Dass die Kinder vor der Bun-
desrätin nicht in Ehrfurcht er-
starrenwürden, habe er gewusst,
sagt Hugi. Er kennt die Schüler
der Basisstufe, die im Schulhaus
Neuhaus unterrichtet werden,
nämlich bereits: Anfang Sep
tember hat er ihnen und ihren
22 Mitschülerinnen und Mit-
schülernmit KarinWidmer einen
Besuch abgestattet und ihnen
das Buch vorgestellt. Für ihn sei
das einwunderbarer Test gewe-
sen, sagt er. Schliesslich handle
es sich bei diesen Kindern genau
um das Zielpublikum. Die Schü-
lerinnen und Schüler hätten sich
schon im Unterricht mit der
Thematik des Buchs befasst. Sie
hätten dementsprechend viele
Fragen an ihn gehabt und viel
diskutiert. «Ich kam ganz schön
ins Schwitzen», sagt Hugi und
lacht. DerTest aber sei gelungen:
«Eswar spannend, zu sehen,wie
das Buch bei ihnen ankommt.»

DieWohnungweggespült
Dass Hugi und Widmer eine
Audienz bei Bundesrätin Som-
maruga erhalten haben, kommt
nicht von ungefähr. Schliesslich
könnte das Thema, das im Buch
mitaufgegriffenwird, nicht aktu-
eller sein: der Klimawandel. Der
erste Teil des Buchs erzählt die
Geschichte vom kleinenAletsch-
floh, dessen Wohnung vom
Schmelzwasserweggespültwird.
Unterstützung erhält ervomDis-

telfalter, dernunErkundigungen
einzieht: «Ichwillmich gern um-
hören,was die anderenTiere, die
rund um den Gletscherwohnen,
dir raten. Ob sie auch Probleme
mitWasser in ihrenWohnungen
haben.»Und so führt derWegdes
Falters unter anderemzumStein-
bock, zumMurmeltier, zur Sma-
ragdeidechse und zum Alpen-
schneehuhn. Die Erkenntnis der
Tiere, die sich auf einen Pro
testmarsch begeben: Ohne die
Menschen geht es nicht, das Kli-
ma und die Natur zu schützen.

Das Werk, das kürzlich im
Thuner Weber-&-Werd-Verlag
erschienen ist, bietet aber mehr
als nureineBildergeschichte.Das
Buchwirdmit einem Sachteil er-
gänzt, in dem der Leser aktuelle
Fakten zum Klima, zur Umwelt
und zum Grossen Aletschglet-

scher erfährt. Ganz bewusst: Die
Geschichte des Aletschflohs sei
zwar eine Fabel, orientiere sich
aber gleichzeitig so nahe wie
möglich andenEreignissen inder
realenWelt rundumdenGrossen
Aletschgletscher, so Hugi.

Bald als Lehrmittel?
Die Publikation wurde unter an-
derem vom Bundesamt für Um-
welt mitfinanziert und entstand
in Zusammenarbeitmit demBil-
dungsteamdesUnesco-Welterbes
SwissAlps JungfrauAletsch.Die-
ses leitet Janosch Hugi, der Sohn
desAutors.Er sei es gewesen,der
den Anstoss zu einem Buch
projekt gegeben habe, erzählt
Beat Hugi, der in derVergangen-
heit schon mehrmals mit Karin
Widmer zusammengearbeitet
hat.DieArbeiten hätten imOkto-

ber2018begonnen,«nochvorden
erstenGreta-Protestmärschen in
der Schweiz», sagt Hugi. «Wir
sind alsonicht einfachdemTrend
aufgesessen.» Trotzdem: Das
Buch passt ideal zu den aktuellen
Geschehnissen. Auch wenn es
sich an ein jüngeres Publikum
richtet: «DasThemabetrifft nicht
nur die Jugendlichen, die auf die
Strasse gehen, sondern auch die
nächste Generation», so Hugi.

Er und KarinWidmer denken
sogar noch einen Schritt weiter:
Der Aletschfloh und seine tieri-
schen Freunde sollen auch Ein-
zug in die Schulzimmer halten.
Damit das Buch künftig als Lehr-
mittel eingesetzt werden kann,
soll nun für die Lehrpersonen
eineDokumentation erstelltwer-
den. Das würde sicher auch den
kleinen Floh freuen.

Audienz bei Bundesrätin Sommaruga
Ochlenberg/Bern Beat Hugi und KarinWidmer haben ein Kinderbuch geschrieben, das den Klimawandel
thematisiert. Für diese Publikation interessiert sich auch die Umweltministerin.

Die Grenze zwischen Sportwaffe
und kriegsfähigem Gerät ist
nicht immer eindeutig. Zumin-
dest im vorliegenden Fall je-
doch war der Befund klar: Das
Bundesverwaltungsgericht ent-
schied, dass eine Oberaargauer
Firma keineWaffen nachWeiss-
russland exportieren darf, da es
sich unbestritten um Kriegs
material handle. Es bestätigte
damit einen vorangegangenen
Entscheid des Seco, des Staats-
sekretariats fürWirtschaft.

Die Firma stellte Ende Mai
2017 eine Voranfrage für die
Ausfuhr von 26 Gewehren nach
Minsk mit dem Endverwen-
dungszweck «Sport – Shooting/
Hunting». Das Seco beurteilte
bereits eineWoche später dieAn-
frage positiv,wies jedoch darauf
hin, dass für die definitive Be-
urteilung ein konkretesAusfuhr-
gesuch neu eingereicht werden
müsse.Die Firma tat dies ein hal-

bes Jahr später – und kassierte
eine ersteAbsage: Beim erwähn-
ten Waffentyp (TRG des finni-
schen Produzenten Sako) handle
es sich um Kriegsmaterial. Sie
müsse darum ein entsprechen-
des Gesuch an die dafür zustän-
dige Stelle im Seco einreichen.

Komplizierter Kontext
Mit einer Verfügung vom Mai
2018 lehnte das Staatssekretariat
jedoch auch das zweite Gesuch
ab. Die Argumentationskette ist
lang und verdeutlicht den kom-
plizierten Kontext im Empfän-
gerstaat: Aufgrund derdurchläs-
sigen Grenze zurUkraine sei das
Risiko, dass die Waffen in das
Bürgerkriegsland geschmuggelt
und dort in Kampfhandlungen
eingesetzt würden, hoch. In
Weissrussland selber würden
zudem Menschenrechte syste
matisch und schwerwiegendver-
letzt, die Opposition unterdrückt.

Darüber hinaus habe die EU
ihr Waffenembargo gegenüber
Weissrussland im Februar 2018
verlängert (und mittlerweile
nochmals im Februar 2019). Da
es sich bei denWaffen umein fin-
nisches Produkt handle, bestehe
somit das Risiko eines Geschäfts
zur Umgehung des Embargos.

Gegen dieseVerfügung erhob
die OberaargauerFirma zwarBe-
schwerde, derGang ans Bundes-
verwaltungsgericht fruchtete für
sie jedoch nicht. Dieses folgte im
Wesentlichen denAusführungen
der Vorinstanz und bestätigte,
dass eine politische Gesamtbe-
urteilung der Verhältnisse im
Empfängerstaat und der dorti-
gen Region keinen Export der
betroffenenWaffen erlaube.

In seiner Beschwerde führte
das Unternehmen an, dass die
weissrussische Partnerfirma, de-
ren DirektormehrmaligerOlym-
piateilnehmer sei, die Gewehre

imAuftrag der Belarusian Shoo-
ting Sport Federation beschaffen
wolle. Es könne deshalb nicht
von einemhohen Proliferations-
risiko ausgegangen werden.

Darüber hinaus hatte das Ge-
richt über einen Eventualantrag
der Firma zu befinden, wonach
ihr das Seco eine Entschädigung
alsVertrauensschaden zu bezah-
lenhabe.Dies,weil dieVoranfrage
als bindend anzusehen sei und

insbesondere weil gleichartige
Auskünfte in der Vergangenheit
immer zu einer Erteilung einer
Ausfuhrbewilligung geführt hät-
ten oder gleich vorneweg darauf
hinwiesen, dass es sich um eine
andere Einstufung handle. Auf-
grund der positiven Beurteilung
der Voranfrage habe die Firma
dieWaffen eingekauft. Das Aus-
fuhrgesuch sei jedoch erst ein
Jahr später abgelehnt worden.
Eine Rückgabe der Waren sei
nicht mehr möglich.

Hohes Proliferationsrisiko
Dieser Argumentation folgten
die Richter vom Bundesverwal-
tungsgericht in St. Gallen nicht.
EineVoranfrage sei lediglich eine
Dienstleistung der Verwaltung
ohne rechtliche Verbindlichkeit.
Auch könne aufgrund dervoran-
gegangenen Erfahrungen nicht
generell geschlossen werden,
dass bei jeder positiv beantwor-

tetenVoranfrage dieAusfuhr be-
willigt werde.

Ebenfalls vermochten die
eingereichten Dokumente über
den Empfängerdas Gericht nicht
davon zu überzeugen, dass
kein Proliferationsrisiko bestehe.
Ganz grundsätzlich entschieden
die Richter, dass an den Ausfüh-
rungen des Seco, das in seiner
Beurteilung auch das EDA kon-
sultierte, kein Grund zur Bean-
standung vorliege. Im Übrigen
müssten die Kriterien zurVerwei-
gerung derBewilligung nicht alle
erfüllt sein. Sei bereits ein Krite-
riumerfüllt, könne diese nicht er-
teiltwerden. Im komplexen Kon-
text der autoritär geführten Re-
publik Belarus ist das gemäss
dem Bundesverwaltungsgericht
der Fall. Das Urteil kann bis Ende
Monat ans Bundesgericht in Lau-
sanne weitergezogen werden.

Giannis Mavris

Sportgerät oder Kriegsmaterial?
Bützberg Das Bundesverwaltungsgericht untersagt einer Bützberger Firma die Ausfuhr von Gewehren nachWeissrussland.

Die Firma stellte
EndeMai 2017
eine Voranfrage für
die Ausfuhr von
26 Gewehren nach
Minskmit dem
Endverwendungs-
zweck «Sport».

Bilder schauen mit der Bundesrätin: Elf Schulkinder aus Ochlenberg übergaben Simonetta Sommaruga das Buch. Foto: Nicole Philipp

«Ich kam
ganz schön ins
Schwitzen. Es
war spannend, zu
sehen, wie das Buch
ankommt.»

Beat Hugi

Die Ereignisse rund um die
Kirchgemeinde Melchnau über-
schlagen sich dieser Tage. Be-
gonnen hat alles mit einem
Zeitungsbericht, ein Mitglied
des Kirchgemeinderates sei auf-
grund seiner Homosexualität
gemobbt worden. Dabei wurde
hauptsächlich Ratspräsidentin
Chantal Lanz beschuldigt, ihren
Kollegen diskriminiert zu haben.

AmvergangenenFreitagabend
nahmderKirchgemeinderat dann
erstmals ausführlich zu denVor-
würfen Stellung – allerdings nur
in schriftlicherFormmittels Pres-
semitteilung. Gestern folgte nun
der nächste Schritt: Präsidentin
Chantal Lanz tritt per sofort zu-
rück. Das teilte siewiederum per
Communiqué mit. Sie wolle da-
mit sich und ihre Familie schüt-
zen.Mehrwollte Lanz gegenüber
dieser Zeitung nicht sagen.

Anzeige eingereicht
Als Grundwerden die «überMo-
nate andauerndenAnfeindungen
unddie zuletzt starkeMedienprä-
senz» genannt.DerKirchgemein-
derat bedauere diesen Schritt,
habe jedochVerständnis, hiess es
zudem im Schreiben. Klar ist
jedenfalls: Chantal Lanz und der
betroffeneKirchgemeinderat, der
nicht namentlich genannt wer-
denwill, teilen betreffendHomo-
sexualität und Kirche nicht die
gleiche Haltung. Dennoch sei es
nie zu Diskriminierungen oder
Ähnlichemgekommen,beteuerte
die Kirchgemeinde im Schreiben
vom letzten Freitag.

Die Schwierigkeiten in der
Zusammenarbeit mit dem Rats-
mitglied hätten niemit seiner se-
xuellen Orientierung zu tun ge-
habt. Freie Meinungsäusserung
und eigenes biblischesVerständ-
nis seien imRat erlaubt und führ-
ten nicht zu Diskriminierungen.

Mittlerweile beschäftigt der
Fall auch den Oberaargauer Re-
gierungsstatthalter Marc Häus-
ler. Ein Stadtberner hat beimRe-
gierungsstatthalteramt eine auf-
sichtsrechtliche Anzeige gegen
denKirchgemeinderatMelchnau
eingereicht.Das Regierungsstatt-
halteramt solle prüfen, ob das
Diskriminierungsverbot verletzt
worden sei. (tg)

Auf den Streit
folgt der Rücktritt
Melchnau Die Präsidentin
der Kirchgemeinde tritt
nach Diskriminierungs­
vorwürfen zurück.


